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Spruch 

D4 262366-0/2008/18E 
 

IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. SCHERZ als Vorsitzende und die Richterin Mag. STARK als 
Beisitzerin über die Beschwerde der XXXX, StA. Kirgisistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 
01.07.2005, FZ. 04 22.668-BAE, nach Durchführung einer öffentlichen Verhandlung am 03.05.2011 zu Recht 
erkannt: 
 

Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemäß § 7 AsylG idF BGBI I 126/2002 Asyl gewährt. Gemäß § 
12 AsylG BGBI I 126/2002 wird festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die Flüchtlingseigenschaft 
zukommt. 

Text 

Entscheidungsgründe: 
 

Verfahrensgang: 
 

Die beschwerdeführende Partei führt nach eigenen Angaben den im Spruch genannten Namen, ist 
Staatsangehörige Kirgisistans, gehört der kirgisischen Volksgruppe an, ist muslimischen Bekenntnisses, war in 
ihrem Heimatland zuletzt in XXXX wohnhaft, reiste am 06.11.2004 illegal in Österreich ein und stellte am 
07.11.2004 einen Asylantrag. 
 

Im Rahmen der Einvernahme bei der Grenzkontrollstelle Gmünd am 07.11.2004 führte die Beschwerdeführerin 
aus, mit einem Touristenvisum nach Prag gelangt zu sein und dort einen Asylantrag gestellt zu haben. Über 
diesen sei negativ abgesprochen worden, sie hätte berufen, jedoch das Resultat nicht abgewartet, da die Situation 
in Tschechien ua. wegen des ungeklärten Todes ihres Lebensgefährten unerträglich geworden sei. Sie wäre, 
wenn sie in Tschechien Anzeige gegen die tschetschenischen Flüchtlinge erstattet hätte, mit dem Tod oder 
Vergewaltigung bedroht worden. Sie hätte Kirgisistan aus politischen Gründen verlassen, da sie als 
Vertrauensperson bei den Wahlen einen Kandidaten der Oppositionspartei unterstützt hätte. 
 

Am 09.11.2004 gab sie beim Bundesasylamt, Außenstelle Traiskirchen an, in ihrer Heimat von der Miliz 
verfolgt worden zu sein, da sie im Februar 2000 aktiv an den Wahlen teilgenommen hätte. Felix Kulov der 
Oppositionspartei AR-NAMYS hätte für das Parlament kandidiert und sie hätte ihn weiterhin unterstützt. Er sei 
dann nicht gewählt worden und die Miliz sei zu ihr nach Hause gekommen. Sie schilderte die weiteren Vorfälle, 
die gegen sie wegen ihrer Zugehörigkeit zur AR-NAMYS gerichtet gewesen seien. 
 

Sie sei deshalb nicht im Jahr 2000 ausgereist, da sie kein Geld gehabt hätte. Am 23.01.2004 hätte sie in 
Tschechien den Asylantrag gestellt. Im Flüchtlingslager sei sie von tschetschenischen Flüchtlingen unterdrückt 
worden, ihre Cousine sei aus Tschechien mit ihr mitgekommen. Diese sei im Flüchtlingslager von 
Tschetschenen an ein Bordell verkauft worden und sie selbst hätte Angst gehabt in Tschechien zu bleiben. Ein 
Tschetschene hätte sie dort vergewaltigen wollen und hätte sie geschlagen. Dies hätte sie der Polizei nicht 
mitgeteilt. Die Cousine sei aus dem Bordell in Tschechien von einem Ukrainer herausgeholt worden und am 
nächsten Tag hätte man ihr mitgeteilt, dass man sie tot aufgefunden hätte. 
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Eine Fachärztin für Psychiatrie diagnostizierte am 29.11.2004 eine posttraumatische Belastungsstörung, 
depressive Episode und Panikerkrankung. 
 

Im Rahmen der Einvernahme beim Bundesasylamt, Außenstelle Eisenstadt am 01.02.2005 gab die 
Beschwerdeführerin bekannt, dass ihr kirgisischer Reisepass im Flüchtlingslager XXXX sei. 
 

Sie wiederholte, dass die Ursache für ihre Flucht ihr Einsatz für Felix Kulov und die Partei AR-NAMYS 
gewesen sei. Felix Kulov befinde sich im Gefängnis und sei zu einer Haftstrafe von zehn Jahren verurteilt 
worden. 
 

Sie nehme auf Grund ihres Gesundheitszustandes Psychopharmaka ein. 
 

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 01.07.2005 wurde der Asylantrag der Beschwerdeführerin gemäß § 7 
Asylgesetz 1997 abgewiesen, die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung der Beschwerdeführerin 
nach Kirgisistan für zulässig beschieden und diese aus dem österreichischen Bundesgebiet ausgewiesen. 
 

Begründend wurde ausgeführt, dass die Identität mangels Dokumentes nicht festgestellt werden hätte können. 
Die Fluchtgeschichte wurde als unglaubwürdig gewertet. Weiters liege auch kein Eingriff in Art. 8 EMRK vor, 
weshalb eine Ausweisung auszusprechen gewesen sei. 
 

Am 21.07.2006 beging die Beschwerdeführerin einen Selbstmordversuch durch Einnahme von Psychopharmaka 
mit Alkohol. Laut einer psychotherapeutischen Stellungnahme vom 17.03.2008 leidet die Beschwerdeführerin an 
einer posttraumatischen Belastungsstörung und schweren depressiven Episode und massiven Untergewicht. Am 
30.01. und 26.03.2008 diagnostizierte eine Fachärztin für Psychiatrie und psychotherapeutische Medizin eine 
posttraumatische Belastungsstörung. 
 

Der Hausarzt der Beschwerdeführerin bestätigte am 19.03.2008 wiederholte Kreislaufkollapse auf Grund der 
Unterernährung der Beschwerdeführerin, die seit drei Jahren bei ihm in Behandlung stehe. 
 

Am XXXX kam die Tochter der Beschwerdeführerin im XXXX zur Welt. 
 

Die Beschwerdeführerin legte am 27.02.2009 ein medizinisches Gutachten vom 25.07.2003 vor, in welchem ein 
offenes Schädel-Hirn-Traum, Prellung des Hirns schweren Grades und Prellungen und Blut unterlaufende 
Stellen im Gesicht und am Körper diagnostiziert wurden. Die Verletzungen wurden als lebensgefährliche 
schwere Schädigungen der Gesundheit eingestuft. 
 

In ihrer Beschwerdeergänzung am 27.01.2010 gab sie an, nach kirgisischer Sitte von ihrem ersten Mann gegen 
ihren Willen entführt, zur Eheschließung gezwungen worden zu sein und schwerste Misshandlungen erdulden 
hätte müssen. Sie hätte ihn schließlich verlassen und die Trennung nach moslemischem Ritus erwirkt. Er hätte 
sie jedoch weiterhin verfolgt und sie könne nicht nach Kirgisistan zurückkehren, da ihr Exmann auf Grund der 
Ehrverletzung, die sie ihm und seiner Familie dadurch, dass sie ihn verlassen hätte, zugefügt hätte, weiter 
verfolgt werden würde. Sie könne keinen staatlichen Schutz erwarten. Der Name ihres Ehegatten sei XXXX und 
sie sei im Jahr 1989 Opfer eines Brautraubes geworden. Sie sei von ihm krankenhausreif geprügelt, vergewaltigt 
und mehrmals schwer misshandelt worden. Sie hätte ua. Rippenbrüche und auch einmal einen Schädelbruch 
erlitten. Auch hätte sie Fehlgeburten erlitten, da sie bei jeder Schwangerschaft von ihm derart brutal verprügelt 
worden sei, dass sie das Baby jeweils verlor. Sie hätte mehrfach versucht ihn zu verlassen, hätte sich bei Familie 
oder Freunden versteckt, sei jedoch jedes Mal wieder aufgespürt und zurückgeholt worden. Ihr Ehemann hätte 
sehr gute Kontakte zur Polizei und zu den verschiedenen Behörden gehabt. Er hätte aus einer wohlhabenden und 
einflussreichen Familie gestammt und sei ein XXXX gewesen. Ihre Schwiegereltern seien regelmäßig in Kontakt 
zum Präsidentenehepaar gestanden. Er betreibe auch eine größere Handelsfirma und hätte auch gute 
wirtschaftliche Kontakte. Die Polizei hätte trotz der Krankenhausbehandlungen und der dadurch erwiesenen 
körperlichen Misshandlungen nichts unternommen. Einmal sei ihr von der Polizei, als diese den Namen ihres 
Mannes gehört hätte, vermittelt worden, dass sie auf Grund der Stellung und des Einflusses ihres Mannes in 
Politik und Wirtschaft nichts unternehmen könnten. Sie würde von staatlichen Stellen keine Hilfe und keinen 
Schutz erhalten. 
 

Als weiteren Fluchtgrund gab sie die Unterstützung von Felix Kulov und der Partei AR-NAMYS an. Ihr Mann 
sei mit der Tätigkeit und Unterstützung der Oppositionspartei nicht einverstanden gewesen. Im Jahr 2003 sei sie 
derart verprügelt worden, dass sie mehrfach lebensgefährliche Verletzungen erlitten hätte und bewusstlos 
gewesen sei, sodass ihre Nachbarn die Rettung rufen hätten müssen. Trotz der klaren Beweislage sei die Polizei 



 Asylgerichtshof 01.08.2011 

www.ris.bka.gv.at  Seite 3 von 15 

nicht zu ihrem Schutz tätig gewesen. Ihr Ehegatte sei auch nicht angeklagt worden und sie sei ihm weiterhin 
ausgeliefert gewesen. Deshalb sei sie auch geflohen. Er würde noch heute nach ihr suchen und hätte schon 
mehrmals das Haus ihrer Mutter aufgesucht, sie bedroht und sogar tätlich angegriffen und verletzt. Er hätte auch 
gedroht hierher zu kommen und sie zu suchen. 
 

Sie verwies auch auf die Situation von Frauen in Kirgisistan, insbesondere auf Brautraub, häusliche Gewalt, 
Prostitution und Frauenhandel. 
 

Weiters legte sie eine neuerliche psychotherapeutische Stellungnahme vom 18.11.2009 mit der Bestätigung einer 
posttraumatischen Belastungsstörung vor, einen Befund ihres behandelnden Hausarztes, der wiederholten 
Kreislaufkollaps bei Unterernährung beinhaltete sowie diverse Unterlagen über die Lage der Frauen in 
Kirgisistan. 
 

Im Rahmen der am 03.05.2011 beim Asylgerichtshof durchgeführten öffentlichen mündlichen 
Beschwerdeverhandlung brachte die Beschwerdeführerin vor, im Jahr 1985 geraubt worden zu sein und im Jahr 
1987 nach muslimischen Ritus geheiratet zu haben. Sie habe 1982 maturiert und 1987 ihr Wirtschaftsstudium 
absolviert. In Kirgisistan hätte sie von Gelegenheitsarbeiten gelebt und auch ihre Mutter hätte sie unterstützt. Ihr 
Mann hätte eine eigene Firma gehabt und gut verdient. Er hätte sie ständig geschlagen. Von 2003 bis 2004 hätte 
sie als Büroangestellte in einem Touristenbüro gearbeitet. Zu diesem Zeitpunkt sei sie nicht mehr mit ihm 
zusammen gewesen. Ein genaues Datum der Trennung gebe es nicht. Immer wenn sie weggegangen sei, hätte er 
sie wieder zurückgeholt. Sie seien nach muslimischem Ritus auch nicht geschieden. 
 

Die Beschwerdeführerin wiederholte, für die Partei von Felix Kulov tätig gewesen zu sein. Sie wurde von der 
vorsitzenden Richterin darauf hingewiesen, dass Felix Kulov Mitglied des kirgisischen Parlaments sei und sogar 
als zukünftiger Ministerpräsident gehandelt wird. 
 

Ein Ausreisegrund sei ihr Mann gewesen, der sie ständig geschlagen hätte. Es seien vor allem die Drohungen, 
die von ihrem Mann ausgegangen seien. 
 

Befragt, warum sie die Probleme mit ihrem Ehemann erst im Zuge der Berufung und Berufungsergänzung 
vorgebracht hätte, gab sie an, dass sie sich nicht gut gefühlt hätte. Es sei ein schweres Thema für sie gewesen 
und sie sei nicht imstande gewesen darüber zu berichten. Sie hätte sogar Probleme mit ihrer Psychotherapeutin 
darüber zu sprechen. Die Beschwerdeführerin schilderte, geschlagen und vergewaltigt und mit 
Geschlechtskrankheiten angesteckt worden zu sein. Kaum hätte sie sich von einer Geschlechtskrankheit wieder 
erholt, sei sie gleich wieder angesteckt worden. Sie hätte auch einige Fehlgeburten erlitten. Natürlich hätte sie 
ihre Verwandtschaft und Freunde um Hilfe gebeten, aber niemand hätte etwas damit zu tun haben wollen. Sie 
hätte ihn verlassen und sei dann zurückgeholt worden. Sie hätte ein bisschen gearbeitet, um das Geld für die 
Ausreise zusammen zu bekommen. Nach ihrer Misshandlung sei sie drei bis vier Tage im Spital gewesen. Der 
Arzt hätte ihr berichtet, dass sie bewusstlos gewesen sei. Dies sei nicht der einzige Fall gewesen, wo sie ins 
Spital gebracht worden sei. Ihrer Freundin sei es gelungen, eine einzige Begutachtung zu erhalten und diese hätte 
sie ihr geschickt. Auf den Vorhalt, dass in der Bestätigung ein offenes Schädel-Hirn-Trauma vermerkt sei und 
man nach einer solchen Verletzung nicht binnen drei Tagen das Krankenhaus verlassen könne, führte sie aus, 
nach drei Tagen nach Hause gegangen zu sein und danach wieder hingegangen zu sein. Es sei sehr teuer 
gewesen dort zu bleiben. Auf den Vorhalt, dass sie selbst immer von einer Gehirnerschütterung gesprochen 
hätte, in der Bestätigung ein offenes Schädel-Hirn-Trauma vermerkt sei und befragt, ob diese Bestätigung echt 
sei, führte sie aus, dass diese echt sei und sie immer noch Narben hätte. Der Beschwerdeführervertreter nahm ab 
diesem Zeitpunkt wieder an der Verhandlung teil und führte zur Bestätigung aus, dass vielleicht ein Fehler des 
Gerichtsmediziners vorliege, da die Bestätigung erst im Nachhinein ausgestellt worden sei. Die 
Beschwerdeführerin wiederholte, dass sie tatsächlich nach drei Tagen das Krankenhaus verlassen hätte müssen, 
da sie es nicht finanzieren hätte können. Ein betrunkener Freund ihres Mannes hätte sie überfahren und auch 
dabei hätte sie eine Gehirnerschütterung und Rippenbrüche erlitten. Spitäler in Kirgisistan müsse man verlassen, 
wenn man sie nicht mehr finanzieren könne. Befragt, ob sie auch von jemand anderem außer ihrem Ehemann 
misshandelt worden sei, gab sie dessen Freunde und seinen Bruder als Täter an. 
 

Sie leide derzeit an Kopfschmerzen, sei in psychiatrischer Behandlung, besuche einen Psychologen. Sie sei 
magersüchtig gewesen und würde unverzüglich wieder magersüchtig werden, sobald sie ihre Medikamente nicht 
mehr einnehme. In Österreich unterstütze sie ihr Kind, bringe es in den Kindergarten, helfe dort ein bisschen 
unentgeltlich. Sie hätte viele Freunde - auch Österreicher. Ihre Freunde hätten Unterstützungsschreiben 
geschrieben. Sie lerne Deutsch, besuche Deutschkurse und hätte große Lust perfekt Deutsch zu sprechen. Ihr 
Kind spreche es perfekt. Das Kind meine, dass Deutsch seine Muttersprache sei. Während sie mit ihrer Tochter 
Russisch spreche, antworte diese ihr auf Deutsch. Sie hätte auch guten Kontakt zu anderen Müttern der Kinder 
des Kindergartens. Mit XXXX sei sie sehr befreundet. Mit dieser spreche sie auf Deutsch und Türkisch. Sie 
würden über Kinder und die türkische Kultur sprechen. Kirgisistan sei von der türkischen Kultur beeinflusst. Im 
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Fall einer Rückkehr würde ihr etwas Schlimmes passieren. Hier fühle sie sich geschützt und sie wolle nicht, dass 
sich ihr Schicksal bei ihrer Tochter wiederhole. Ihre Tochter sei ihre Rettung, sonst hätte sie sich schon 
umgebracht. Der Vater ihres Kindes kümmere sich um seine Tochter, sie würden jedoch keine Beziehung mehr 
pflegen. Er wohne bei seinen Freunden und bleibe manchmal einige Tage bei seiner Tochter. Auch er hätte sie 
geschlagen. 
 

Die Beschwerdeführerin legte ein Schreiben der behandelnden Fachärztin für Psychiatrie an den 
weiterbehandelnden Arzt mit der Diagnose akute Belastungsreaktion, posttraumatische Belastungsstörung, 
anhaltende somatoforme Schmerzstörung und deutlichen Gewichtsverlust vom 16.09.2010 vor, weiters ein 
Zeugnis über eine erfolgreiche abgeschlossene Prüfung über Deutschkenntnisse auf dem A2-Niveau, eine 
Bestätigung der Teilnahme am Deutschkurs für Fortgeschrittene des Asylzentrums Caritas Wien vom 
21.01.2011, ein Bestätigungsschreiben des Vorstands unter Schriftführer des XXXX, in welchem ausgeführt 
wird, dass die Beschwerdeführerin beim Verein speziell bei der Organisation von Kinderprogrammen 
ehrenamtlich hilfreich mitwirke und ihre Arbeitskraft sehr sinnvoll einbringe - ebenso eine Bestätigung der 
internationalen Kindergruppe XXXX vom 02.05.2011 mit dem Inhalt, dass die Beschwerdeführerin in der 
Kindergruppe ehrenamtlich tätig gewesen sei. Durch ihr Ökonomiestudium hätte sie gute Kenntnisse in 
Organisation und Verwaltung, welche sie vorteilhaft eingebracht hätte. Eine Unterstützungserklärung der 
Leiterin des XXXX, des Vermieters, von Nachbarn. 
 

Am 06.06.2011 langte eine Stellungnahme der Beschwerdeführerin ein, in welcher sie ihr Vorbringen 
wiederholte und auch auf die in der Beschwerdeverhandlung übergebenen Dokumente einging. Ebenso wurde 
eine neuerliche Bestätigung der behandelnden Fachärztin für Psychiatrie und der behandelnden 
Psychotherapeutin mit den Diagnosen posttraumatische Belastungsstörung sowie somatoforme Schmerzstörung 
vorgelegt. Am 10.06.2011 langte eine weitere Bestätigung des XXXX über die Teilnahme am Integrationskurs 
der Beschwerdeführerin ein. 
 

II. Feststellungen: 
 

Die beschwerdeführende Partei ist Staatsangehörige Kirgisistans, gehört der kirgisischen Volksgruppe an, ist 
muslimischen Bekenntnisses, war in ihrem Heimatland zuletzt in XXXX wohnhaft, reiste am 06.11.2004 illegal 
in Österreich ein und stellte am 07.11.2004 einen Asylantrag. 
 

Die Beschwerdeführerin war im Jahr 1985 Opfer eines Brautraubes und seit 1986 nach muslimischen Ritus 
verheiratet. Sie lebte im gemeinsamen Haushalt mit dem Ehemann und wurde von diesem misshandelt, indem er 
sie ständig verprügelte und vergewaltigte. Sie erlitt aus diesem Grund mehrfach Fehlgeburten und - auch 
schwere sowie lebensbedrohliche - Verletzungen. 
 

Weiters zwang er sie insofern zur Prostitution, als sie mit dessen Bruder und dessen Freunden über einen langen 
Zeitraum wiederholt den Beischlaf vollziehen musste. Dies führte dazu, dass sie wiederkehrend an 
Geschlechtskrankheiten litt. Sie ersuchte ihre Verwandten und Freunde um Hilfe, die ihr aber nicht gewährt 
wurde, da diese sich nicht einmischen wollten. Trotz Krankenhausbehandlungen und der dadurch erwiesenen 
körperlichen Misshandlungen ging die Polizei gegen den Ehemann nicht vor. Die Beschwerdeführerin versuchte 
immer wieder ihren Ehemann zu verlassen, versteckte sich, wurde jedes Mal von ihrem Mann wieder aufgespürt 
und zurückgeholt, misshandelt, bis ihr die Flucht gelang. 
 

Im Fall einer Rückkehr nach Kirgisistan würde sie aufgrund der von ihr ihrem Ehemann zugefügten 
Ehrverletzung dieser sie weiterhin verfolgen. 
 

Sie leidet an einer Posttraumatischen Belastungsstörung und massiver Unterernährung und befindet sich in 
psychiatrischer und psychotherapeutischer Behandlung. 
 

Zu Kirgisistan: 
 

Allgemeine Lage 
 

Nach seiner Unabhängigkeit am 31.08.1991 galt Kirgisistan im Vergleich mit den anderen Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion zunächst als das Land mit dem höchsten Demokratisierungsgrad. Die liberale Atmosphäre wich 
jedoch gegen Ende der 1990er Jahre mehr und mehr bedingt durch einen repressiven Führungsstil des 
Staatspräsidenten Akajew. Immer häufiger kam es zu gewalttätigen Auseinandersetzungen. Diese gipfelten 
schließlich nach der Parlamentswahl 2005 in der so genannten Tulpenrevolution. Akajew wurde wegen 
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Wahlfälschungs-Vorwürfen zum Rücktritt gezwungen. Sein Nachfolger Bakijew enttäuschte die in ihn gesetzten 
demokratischen Hoffnungen ebenfalls schon bald. 
 

Die am 06.04.2010 insbesondere wegen explodierender Energiepreise gestarteten Demonstrationen in Talas - im 
Nordwesten Kirgisistans - schlugen am 07.04.2010 in der Hauptstadt Bishkek und auch in anderen Großstädten 
im Norden des Landes in blutige Proteste um. Offiziellen Angaben zufolge wurden 81 Menschen getötet und 
mehr als 1.500 verletzt. Der noch am selben Tag gestürzte Präsident Bakijew floh in den Süden des Landes, wo 
er die meisten Anhänger hat. Er weigerte sich zunächst zurückzutreten. 
 

Am 08.04.2010 bildete die kirgisische Opposition, unter Führung der ehemaligen Außenministerin Otunbajewa, 
Rosa eine "Provisorische Regierung des Volksvertrauens", die nach eigenen Angaben zunächst sechs Monate im 
Amt bleiben will. Die selbst ernannte Übergangsregierung besteht zum größten Teil aus ehemaligen 
Spitzenpolitikern. Auch Erkebajew, Abdigan, früherer Vizepremier, und Isakow, Ismail, ehemaliger 
Verteidigungsminister, wurden hohe Ämter zugeteilt. Die neue Regierung wurde zwischenzeitlich von Russland 
und den USA anerkannt. Isakow kündigte an, hart gegen Plünderer vorzugehen. 
 

Am 15.04.2010 flüchtete Bakijew ins benachbarte Kasachstan. Nach Angaben der Übergangsregierung 
unterschrieb er dort eine Rücktrittserklärung. Während die Interimsregierung zunächst angekündigt hatte, 
Bakijew vor Gericht stellen zu wollen, verzichtete sie schließlich auf seine Festnahme. Sein Bruder Schanysch 
hingegen - ehemaliger Chef des Geheimdienstes - soll für die Tötung von Demonstranten zur Rechenschaft 
gezogen werden. Er soll den Schießbefehl auf die anstürmende Menge gegeben haben. Bakijew reiste 
inzwischen nach Weißrussland weiter, dessen Präsident ihm am 20.04.2010 Zuflucht anbot. 
 

(BAMF - Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Informationszentrum Asyl und Migration: Glossar 
Islamische Länder Band 10 Kirgisistan April 2010, S.2) 
 

Die kirgisische Übergangsregierung sagt die ursprünglich für Oktober geplante Präsidentenwahl ab. Die 
derzeitige interimistsiche Staatchefin, Rosa Otunbajewa, soll das Amt bis Ende 2011 innehaben. 
 

(Quelle: Die Presse.com: Kirgisistan: Präsidentenwahl abgesagt, 19.5.2010, 

http://diepresse.com/home/politik/aussenpolitik/567563/index.do?from=rss, Zugriff 11.6.2010) 
 

Aktuelle innenpolitische Situation (Stand: Januar 2011) 
 

Im Juni 2010 kam es im Süden des Landes zu gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen der kirgisischen 
und usbekischen Bevölkerung; dabei starben nach offiziellen Angaben ca. 400 Menschen, mehr als 2.500, 
überwiegend von Usbeken bewohnte Gebäude wurden niedergebrannt. Die Lage hat sich seitdem äußerlich 
beruhigt, bleibt jedoch fragil. 
 

Die Regierung hielt trotz dieser Ereignisse an ihrer Planung für ein Referendum über die Verfassungsreform und 
die Bestätigung von Roza Otunbaeva als Präsidentin bis Ende 2011 fest; es gelang ihr, das Referendum am 27. 
Juni erfolgreich durchzuführen. Am 10.10.2010 wurden Parlamentswahlen durchgeführt, zu denen 29 Parteien 
von der Zentralen Wahlkommission zugelassen waren. Fünf Parteien gelang der Einzug in das Parlament. 
 

Nach schwieriger Regierungsbildung übernahm am 20.12.2010 die neue Regierung - eine Koalition aus den drei 
Parteien SDPK, Respublika und Ata Jurt - unter Premierminister Almazbek Atambaev die Regierung. 
 

(Quelle: 

http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/ Kirgisistan/Innenpolitik_node.html, 
Zugriff 28.01.2011) 
 

Parlamentswahl macht Koalitionsregierung nötig 
 

Fünf Parteien schafften Einzug - Internationale Beobachter lobten Abstimmung 
 

Die kirgisische Parlamentswahl verlief größtenteils fair und ohne ethnische Konflikte ab. Kirgistan hat damit als 
erstes Land Zentralasiens den Übergang zu einem politischen System nach europäischem Vorbild geschafft. 
 

XXXX/Wien - Fünf Parteien haben es bei den kirgisischen Wahlen ins Parlament geschafft. Das gab die 
Wahlbehörde am Montag bekannt. Der Wahlgang am Sonntag verlief ohne Gewaltakte und sei im Wesentlichen 
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frei und fair gewesen, sagten Wahlbeobachter der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit (OSZE) in 
der Hauptstadt XXXX. 
 

Die Legislative wird nach einer Verfassungsreform erstmals mehr Macht haben als der Präsident. Kirgistan ist 
damit das einzige Land der ehemaligen Sowjetunion mit einer parlamentarischen Demokratie nach 
westeuropäischem Vorbild. 
 

(Quelle: 

http://derstandard.at/1285200525721/Parlamentswahl-macht-Koalitionsregierung-noetig, Zugriff 15.11.2010) 
 

Neue Regierung in XXXX fixiert 
 

Koalition einigt sich auf Parlamentspräsident - Regierungsbildung klappt im dritten Anlauf 
 

XXXX/Moskau - Erst im dritten Anlauf hat die Regierungsbildung in Kirgistan geklappt. Die Koalition einigte 
sich am Freitag mit Achmatbek Keldibekow, Parteichef von Ata-Schurt, auf einen Parlamentspräsidenten. Am 
Streit um dieses Amt war Anfang Dezember nach nur drei Tagen die erste Koalition zerbrochen. 
 

Damit konnte eine weitere Destabilisierung der noch fragilen Demokratie verhindert werden. Nach dem 
Verfassungsreferendum und der Parlamentswahl am 10. Oktober ist Kirgistan die erste parlamentarische 
Republik in Zentralasien. 
 

Die Nachbarländer Kasachstan, Usbekistan, Turkmenistan und Tadschikistan, die von ihren Präsidenten 
autokratisch regiert werden, beäugen das demokratische Experiment in Kirgistan argwöhnisch. Aber auch China, 
Russland und die USA verfolgen genau, was in dem Fünf-Millionen-Einwohner-Land vor sich geht. 
 

Laut der Washington Post haben die USA Kirgistan 3,25 Millionen US-Dollar (rund 2,4 Mio. Euro) für die 
Stärkung des parlamentarischen Systems gezahlt. Sowohl Amerikaner als auch Russen unterhalten in Kirgistan 
Militärbasen. Das Land ist zwar rohstoffarm, aber wegen seiner Nähe zu Afghanistan geopolitisch wichtig. 
Kirgistan ist nach Tadschikistan das ärmste zentralasiatische Land. 
 

Unruhen, die im Sommer offiziell rund 400 Tote forderten, drohten die gesamte Region zu destabilisieren. Die 
Opposition stürzte Präsident Kurmanbek Bakijew. Dessen Nachfolgerin Rosa Otunbajewa macht ihn für die 
Ausschreitungen verantwortlich. 
 

Die Koalition aus der Partei Ata-Schurt (Vaterland), die von Otunbajewa 2004 gegründet wurde, der 
Sozialdemokratischen Partei und der wirtschaftsfreundlichen Partei Respublika, hat im Parlament 77 von 
insgesamt 120 Stimmen. Der neue Parlamentspräsident Keldibekow erhielt die Stimmen von 101 der 119 
anwesenden Abgeordneten. Sozialdemokraten-Chef Almasbek Atambajew wurde danach als Regierungschef 
vom Parlament ebenfalls bestätigt. 
 

Trotz der Einigung auf Keldibekow bestehen innerhalb der Koalition Meinungsdifferenzen über den zukünftigen 
Weg des Landes. Während die Sozialdemokraten und Respublika den Demokratiekurs Otunbajewas unterstützen 
und sich für das parlamentarische System aussprechen, ist die nationalkonservative Partei Ata-Schurt für die 
Wiedereinführung des Präsidialsystems. (ved/DER STANDARD, Printausgabe, 18.12.2010) 
 

(Quelle: 

http://derstandard.at/1292462110268/Neue-Regierung-in-XXXX-fixiert, Zugriff 04.01.2011) 
 

Staatsaufbau 
 

Während die Verfassung von 2007 dem Präsidenten weitreichende Befugnisse gab, ist die in dem Referendum 
am 27. Juni 2010 angenommene Verfassung hingegen eine Mischform aus einem parlamentarischem und einem 
präsidentiellen System. Parlament und Premierminister kommen hierbei eine sehr starke Position zu; allerdings 
hat auch der in allgemeiner Wahl bestimmte Präsident eine Reihe von Vollmachten, beispielsweise hinsichtlich 
der Ernennung und Entlassung von Obersten Richtern und Generalstaatsanwalt. Er ist ferner 
Oberkommandierender und Vorsitzender des Sicherheitsrates. Der Präsident hat eine Amtszeit von 6 Jahren und 
ist nicht wiederwählbar. 
 

In der neuen Verfassung ist der Grundrechtteil gegenüber der 2007er Verfassung deutlich verbessert worden. 
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Wahlrecht und Parlament 
 

Nach dem Wahlgesetz hat jeder kirgisische Bürger ungeachtet seiner Herkunft, Rasse, Ethnie, religiösen oder 
politischen Überzeugungen und seines Geschlechts ab 18 Jahren das Recht zu wählen und kann ab 25 Jahren 
selbst gewählt werden. Das Parlament "Dschogorku Kenesch" besteht aus nunmehr 120 (statt 90) Abgeordneten, 
die nach dem Verhältniswahlrecht gewählt wurden. Keine Partei kann mehr als 65 Sitze erhalten. 
 

(Quelle: 

http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/ Kirgisistan/Innenpolitik_node.html, 
Zugriff 28.01.2011) 
 

Rechtsschutz 
 

Judikative 
 

Die höchsten Gerichte des Landes waren bislang das Verfassungsgericht und das Oberste Gericht. Da das 
Verfassungsgericht in der Vergangenheit ein willfähriges Instrument der Präsidenten war, sieht die neue 
Verfassung kein eigenständiges Verfassungsgericht mehr vor. Es gibt jedoch eine Verfassungskammer beim 
Obersten Gericht, dem die verfassungsmäßige Kontrolle obliegt. Die neue Verfassung räumt dem Bürger auch 
ein individuelles Beschwerderecht für den Fall vor, dass seine verfassungsmäßigen Recht durch Gesetze oder 
normative Akte verletzt werden. 
 

Der oberste Gerichtshof ist die höchste Instanz im bürgerlichen Recht, im Straf-, Verwaltungs- und 
Wirtschaftsrecht. Es überprüft die Aktivität aller lokalen Gerichte, einschließlich der Militärgerichte. Die so 
genannten "Arbitrage-Gerichte" sind für Streitigkeiten zwischen Unternehmen und Haushalten im ökonomischen 
Bereich zuständig. Die lokalen Gerichte werden von so genannten "Aksakal (Ältesten)-Gerichten" unterstützt, 
die auf Initiative von Bürgern oder Selbstverwaltungen in Dörfern und Städten einberufen werden. Die 
Unabhängigkeit der Gerichte war in der Vergangenheit durch Korruption und ihre Abhängigkeit von der 
Ernennung durch den Präsidenten beeinträchtigt. 
 

(Quelle: 

http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/ Kirgisistan/Innenpolitik_node.html, 
Zugriff 28.01.2011) 
 

Sicherheitsbehörden 
 

Die Verantwortung der Rechtsdurchsetzung ist aufgeteilt zwischen dem Innenministerium für allgemeine 
Verbrechen, dem "State Committee on National Security" für Staatsverbrechen und dem Büro der 
Staatsanwaltschaft für beide Verbrechen. Der [Anm. ehemalige] Präsident Bakiyev verabschiedete ein Gesetz, 
das es dem Militär erlaubte auch in heimischen politischen Konflikten einzugreifen und das dem 
Sicherheitsdienst des Präsidenten Vollmachten zur Gesetzesdurchsetzung zusprach, unter anderem zur 
Durchführung von Vernehmungen, für das Abhören von Telekommunikationsmittel und Beobachtungen und 
andere verdeckte Aktivitäten durchzuführen. 
 

Die Zahlung von Bestechungsgeldern um Untersuchungen oder Anklagen zu vermeiden, war ein größeres 
Problem auf allen Ebenen der Exekutive, wobei die Regierung jedoch Schritte zur Bekämpfung von Korruption 
setzte. Fälle von Straflosigkeit innerhalb der Polizei blieben ein Problem; jedoch wurden Beamte des 
Innenministeriums auf Grund verschiedener Verstöße - einschließlich Korruption, Amtsmissbrauch und 
Polizeibrutalität- entlassen und strafrechtlich verfolgt. 
 

Im Unterschied zu vergangenen Jahren, stellte die Innenrevision des Ministeriums keine Statistiken über 
Bürgerbeschwerden, nachträgliche Untersuchungen oder nach strafgerichtlicher Verurteilung entlassene Beamte 
im Laufe des Jahres zur Verfügung. 
 

(Quelle: US Department of State: 2010 Human Rights Report: Kyrgyz Republic, 08.4.2011) 
 

Die OSZE habe ein neues Konzept der OSZE-Polizeimission erstellt, dass vor zehn Tagen von Kirgistan 
akzeptiert worden sei. Die OSZE-Polizisten würden ohne Waffen eingesetzt und die Aufgabe haben, die 
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kirgisischen Sicherheitsbehörden zu beraten. Salber zufolge befinden sich bereits acht Polizeiberater der 
Organisation in dem zentralasiatischen Land. Bis zur Jahreswende sollen die anderen hinzukommen. 
 

(Quelle: http://de.rian.ru/politics/20101129/257768321.html, 29.11.2010, Zugriff 28.01.2011) 
 

NGOs 
 

Das Gesetz sieht die Freiheit Vereine zu bilden vor und die Regierung respektiert im Allgemeinen dieses Recht. 
NGOs, Arbeitergewerkschaften, politische Parteien und Kulturvereinigungen müssen sich beim 
Justizministerium registrieren lassen. NGOs müssen mindestens drei Mitglieder, alle anderen Organisationen 
mindestens 10 Mitglieder aufweisen. Das Justizministerium wies keine Registrierung im Laufe des Jahres zurück 
und nach dem Regierungswechsel am 7. April erlaubte es der norwegischen Helsinki-Kommission im Land zu 
arbeiten (vgl. Abschnitt 5). Das Gesetz verbietet vom Ausland finanzierte politische Parteien und NGOs 
politische Ziele zu verfolgen, Vertretungsbüros und Zweigstellen sind davon mit umfasst. 
 

(Quelle: US Department of State: 2010 Human Rights Report Kyrgyz Republic, 8.4.2011) 
 

Menschenrechte 
 

Kirgisistan ist den wichtigsten Menschenrechtsabkommen beigetreten. Die Verfassung garantiert eine weite 
Palette von Grundrechten. Die Durchsetzung der Menschenrechte wird allerdings in der Praxis durch mangelnde 
rechtsstaatliche Tradition und eine fehlende unabhängige Justiz erschwert. Die Todesstrafe wurde durch Gesetz 
vom Juni 2007 abgeschafft. 
 

Die Zustände auf Polizeistationen, in der Untersuchungshaft und in Gefängnissen sind in vielen Fällen 
menschenunwürdig. In der Praxis ist Folter weiterhin verbreitet. Die Zivilgesellschaft und die EU setzen sich 
dafür ein, die Menschenrechtslage gerade in Untersuchungshaft und Strafvollzug zu verbessern. Die EU und 
Kirgisistan haben am 27./28. Oktober 2008 eine erste Runde des vereinbarten regelmäßigen 
Menschenrechtsdialogs abgehalten; eine zweite Runde hat am 13. Oktober 2009 in Brüssel stattgefunden. 
 

Auch nach dem Sturz der Regierung Bakijew scheint sich die Praxis einer parteiischen Justiz fortzusetzen; 
bislang wurden im Zusammenhang mit den gewaltsamen Zusammenstößen vom Juni d.J. bislang nur 
Angehörige der usbekischen Bevölkerungsgruppe angeklagt und verurteilt. Der bekannte usbekische 
Menschenrechtsverteidiger Askarov wurde in einem rechtsstaatlichen Prinzipien nicht genügenden Prozess 
wegen angeblicher Beteiligung an der Ermordung eines Polizisten zu lebenslanger Haft verurteilt. 
 

(Quelle: 

http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos /Kirgisistan/Innenpolitik_node.html, 
Zugriff 28.01.2011) 
 

Rückkehrfragen 
 

Das US Department of State (USDOS) schreibt in seinem im März 2006 veröffentlichten Menschenrechtsbericht 
2005, dass OSZE und IOM berichten würden, dass Personen, die von kommerzieller Tätigkeit zurückkehren, in 
vielen Fällen Bestechungsgelder zahlen müssten, da ihnen sonst Gefängnisstrafen wegen gefälschter 
Reisedokumente drohen würden. Die Grenzbehörden würden hingegen angeben, dass geständige Personen nicht 
bestraft würden. 
 

(Quelle: ACCORD-Anfragebeantwortung vom 12.06.2008) 
 

Frauen 
 

Vergewaltigung einschließlich Vergewaltigung in der Ehe ist strafbar, allerdings hat die Regierung dessen 
Umsetzung verabsäumt. Aktivisten berichten weiterhin von einer steigenden Zahl von Vergewaltigungen, wobei 
dies möglicherweise auf die steigende Zahl erstatteter Anzeigen von Vergewaltigungen zurückzuführen ist. 
NGOs behaupten, dass Fälle von Vergewaltigungen kaum angezeigt und nur selten vor Gericht gebracht wurden. 
Über die Zahl der Fälle oder Verurteilungen im Laufe des Jahres 2009 stehen keine Statistiken zur Verfügung. 
Experten haben darauf hingewiesen, dass die Beschuldigten häufig Bestechungsgelder bezahlen, um die gegen 
sie geführten Untersuchungen zu beeinflussen. 
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Das Gesetz verbietet ausdrücklich die häusliche Gewalt und Missbrauch in der Ehe, jedoch bleibt die Gewalt 
gegen Frauen ein Problem. Laut einer "2008 UN-Entwicklungsfonds für Frauen" - Umfrage gaben 80 Prozent 
der Befragten an, dass körperliche Gewalt gegen Frauen im eigenen Heim ausgeübt wird. Nach Angaben des 
Ministeriums für Innere Angelegenheiten reagierte die Polizei auf fast 10.000 Fälle von familiären Konflikten, 
fast 15 Prozent der Verbrechen in der Familie führen jährlich zum Tod oder zu schwerer Körperverletzung. Viele 
Verbrechen gegen Frauen wurden wegen psychischem Druck, kulturellen Traditionen und der Untätigkeit der 
Strafverfolgungsbehörden nicht gemeldet. Außerdem gab es Berichte über Vergeltungsmaßnahmen von 
Ehegatten gegen diejenigen Frauen, die Missbrauch angezeigt hatten. Die Strafen für häusliche Gewalt reichen 
bis zu Haftstrafen von bis zu 15 Jahren (bei Todesfolge). Im Jahr 2007, dabei handelt es sich um das letzte Jahr, 
für das eine Kriminalstatistik zur Verfügung stand, wurden 300 Verbrechen gegen Frauen angezeigt und die 
Mehrheit dieser Fälle wurde vor Gericht gebracht. 
 

Mehrere lokale NROs erbrachten Leistungen für Opfer häuslicher Gewalt, einschließlich rechtlicher, 
medizinischer und psychologischer Hilfe, einer Krisen-Hotline, Unterkünfte, und Präventionsprogramme. 
Organisationen, die misshandelte Frauen unterstützen, betreiben auch Lobbyarbeit, um das rechtliche Verfahren 
zur Schutzgewährung der Opfer zu optimieren. Die Regierung stellt Büros sowie finanzielle Mittel für das Sezim 
Shelter für Opfer von häuslicher Gewalt zur Verfügung. 
 

Obwohl gesetzlich verboten hält die traditionelle Praxis der Entführung von Mädchen und Frauen zur 
Zwangsheirat in den ländlichen Gebieten an. Es gab keine verlässlichen Daten zur Bestätigung des Umfangs des 
Problems. Kulturelle Traditionen entmutigen Opfer, sich an die Behörden zu wenden. Wie zuvor ausgeführt, 
wenden sich einige Opfer an die örtliche Polizei, damit ihnen Schutzmaßnahmen gewährt werden, diese 
wiederum werden oft nicht richtig angewendet. 
 

Das Gesetz verbietet sexuelle Belästigung, aber laut einem Experten der lokalen NGO Shans ist diese vor allem 
in den privaten Arbeitsstätten und unter Studierenden der Universität weit verbreitet. Sie wird aber selten 
angezeigt oder strafrechtlich verfolgt. Die Strafen reichen bis zu 68.000 Som (ungefähr 1.500 Dollar) bzw. drei 
Jahren Haft. 
 

Im August 2008 unterzeichnete der Präsident ein Gesetz zur Gleichbehandlung von Männern und Frauen. Laut 
Pressedienst des Präsidenten legt dieses Gesetz staatliche Garantien in Bezug auf gleiche Rechte und Chancen 
für Personen verschiedener Geschlechter in politischen, sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen und anderen 
Bereichen fest und zielt darauf ab, Männer und Frauen vor Diskriminierung wegen Zugehörigkeit zu einem 
Geschlecht zu schützen. Frauen haben theoretisch die gleichen Rechte wie Männer, darunter im Familienrecht, 
Immobilienrecht und in der Justiz, obwohl die Diskriminierung von Frauen in der Praxis beibehalten wird. Laut 
einem Experten aus dem NGO Women's Coalition for Educational Equal Rights, Entwicklung und Frieden, 
hatten Frauen aus muslimischen Familien keine Rechte und wurden Opfer von Diskriminierung bei der 
Bewerbung um Arbeitsplätze oder beim Zugang zu Bildungseinrichtungen. Die Durchschnittslöhne der Frauen 
waren wesentlich geringer als die der Männer. Frauen machten die Mehrheit der Rentner aus, dabei handelt es 
sich um diejenige Gruppe, die besonders anfällig für sich verschlechternde wirtschaftliche Bedingungen ist. Am 
Land beschränkt die traditionelle Haltung gegenüber Frauen diese auf die Rolle der Ehefrau und Mutter und ihre 
Bildungschancen sind eingeschränkt. Daten von auf Frauenthemen spezialisierte NGOs besagen, dass Frauen im 
Vergleich zu Männern weniger gesund sind, öfter missbraucht werden, schlechter in der Lage sind einen 
Arbeitsplatz zu finden, und auch schlechter in der Lage sind, unabhängig über ihr Einkommen zu verfügen. Nach 
Angaben des UN-Entwicklungsfonds für Frauen und laut einheimischen NGOs werden Frauen bei der 
Kreditgewährung oder beim Betrieb von Unternehmen nicht diskriminiert. Im November 2008 initiiert 
Ministerpräsident Igor Chudinov eine alljährliche staatlich geförderte Medien-Kampagne um Gewalt gegen 
Frauen zu bekämpfen. Nach Angaben der NRO trug die Kampagne dazu bei, die Bemühungen von gegen 
häusliche Gewalt kämpfenden Gruppen zu koordinieren und ihnen eine stärkere Stimme zu verleihen. 
 

(Quelle: USDOS, 2009 Human Rights Report: Kyrgyz Republic vom 11.03.2010) 
 

Verbreitung und staatliche Regelung von Zwangsverheiratung: 
 

Die UN-Sonderberichterstatterin für Gewalt gegen Frauen berichtet im November 2009 über ihren offiziellen 
Besuch in Kirgisistan. Sie habe häusliche Gewalt, Brautentführungen, Verheiratung von Minderjährigen, von 
Exekutivbeamten ausgeübte Gewalt und andere Formen der Gewalt gegen Frauen beobachtet. Die Ursachen 
lägen in der mangelhaften Umsetzung von gesetzlichen und politischen Maßnahmen, in Armut und 
Arbeitslosigkeit, in traditionellen und religiösen Bräuchen, in interner und externer Migration sowie darin, dass 
sowohl staatliche als auch nicht-staatliche Akteure nicht ausreichend zur Rechenschaft gezogen würden. 
Kirgisistan habe zahlreiche internationale Instrumente ratifiziert, unter anderem das Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) der Vereinten Nationen und auf politischer 
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und legislativer Ebene für die entsprechenden Rahmenbedingungen gesorgt. Allerdings hätten diese formalen 
Verbindlichkeiten kaum zu konkreten Handlungen und Verbesserungen geführt: 
 

"Die vorläufigen Beobachtungen ausgehend von der Mission zeigen bestimmte Trends in Bezug auf die 
aktuellen, im Land vorhandenen Formen von Gewalt gegen Frauen, einschließlich der möglichen Ursachen und 
die Folgen dieser Trends. Mein Mandat umfasst den Erhalt von Informationen über Gewalt in der Familie, der 
Gemeinschaft, auf transnationaler Ebene und auch von Organen des Staates begangene und/oder geduldete 
Gewalt. Die häufigsten während meines Besuches festgestellten Formen von Gewalt sind: häusliche Gewalt, 
Braut-Entführung, Verheiratung von Minderjährigen, nicht eingetragene Ehen, Menschenhandel, Polygamie, 
Gewalt und Diskriminierung gegen Frauen basierend auf ihrer sexuellen Orientierung und geschlechtlichen 
Identität und die Gewaltausübung durch Organe der Strafverfolgungsbehörden. Zu den festgestellten Ursachen 
zählen unter anderem: das Fehlen einer wirksamen Umsetzung der rechtlichen und politischen Maßnahmen, 
Armut, Arbeitslosigkeit, traditionelle und religiöse Praktiken, die interne und externe Migration, und das Nicht-
Zur-Rechenschaft-Ziehen der die Menschenrechte der Bürger verletzenden staatlichen Organe. Zu den Folgen 
eines solchen Trends zählen unter anderem eine Steigerung in folgenden Bereichen: die vorherrschende Gewalt 
gegen Frauen und Mädchen, die Obdachlosigkeit, die Migration, die Anzahl der wegen Drogendelikten und 
Ermordung von Familienmitgliedern inhaftierten Frauen, die Anzahl der HIV/AIDS-Infizierten, 
Müttersterblichkeit, Ebenen und Formen der Korruption und Straffreiheit für Gewaltakte gegen Frauen sowohl 
von staatlichen als auch von nichtstaatlichen Akteuren." 
 

"In diesem Zusammenhang wurden drei Berichte zum Grundgerüst des Vertrages unterbreitet und Empfehlungen 
vorgelegt. Insbesondere seit 2002 hat die Regierung Schritte gesetzt, um diese internationalen Normen in das 
nationale Rechtssystem zu integrieren, indem sie eine Reihe von rechtlichen und politischen/strategischen 
Rahmenbedingungen anbieten, die das Potenzial zu einem recht umfassenden Schutzsystem der Rechte von 
Frauen und Mädchen bieten, allerdings mit einigen Lücken. Neben der in der kirgisischen Verfassung 
eingebetteten Garantie gleicher Rechte, Freiheiten und Chancen zwischen Männern und Frauen, hat die 
Regierung Gesetze und entsprechende Aktionspläne verabschiedet. Dazu gehören: das Gesetz über die 
staatlichen Garantien für gleiche Rechte und gleiche Chancen und den entsprechenden nationalen Aktionsplan 
für die Verwirklichung der Gleichstellung; Bestimmungen im Wahlgesetz mit dem Ziel, ein Mindestmaß an 
Vertretung von Frauen in der Politik zu gewährleisten; eine nationale Strategie für Schwangerenfürsorge, die 
unter anderem die Mütter- und Kindersterblichkeit verringern soll, und das Gesetz über den sozialen und 
rechtlichen Schutz gegen häusliche Gewalt, das als eine der fortschrittlichsten in der Region beschrieben wurde. 
 

Ich begrüße die Bemühungen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte von Frauen, die bisher von der 
kirgisischen Regierung unternommen wurden. Diese sind in der Tat wichtige Erfolge auf der rechtlichen und 
politischen Ebene. Allerdings sind diese formalen Verpflichtungen zu einem großen Teil nicht durch konkrete 
Maßnahmen und Verbesserungen für die Basis der Frauen und im Leben der einfachen Frauen - von denen zwei 
Drittel in den ländlichen Gebieten leben - umgesetzt worden. Seit der Unabhängigkeit der Kirgisischen Republik 
im Jahr 1991 wurden formal rechtliche und politische Bemühungen von weit verbreiteter Armut der Mehrheit 
der Bevölkerung, unzureichenden Investitionen und Reformen in den sozialen Diensten und einer Neubelegung 
und Umdeutung von Traditionen und Werten, welche patriarchalische Systeme der Kontrolle über Frauen 
gestärkt haben, sowie von geschlechtsspezifischen Stereotypen und De-facto-Diskriminierung begleitet. In 
diesem Zusammenhang hat die Anfälligkeit für Gewalt, Ausbeutung und Armut von Frauen und Mädchen 
zugenommen." (UN OHCHR, 16. November 2009) 
 

"Der Ausschuss ist weiterhin ernsthaft besorgt über die Fortdauer der Brautentführung trotz des gesetzlichen 
Verbotes und stellt fest, dass diese Angelegenheit auch in seinen früheren abschließenden Bemerkungen 
hervorgehoben wurde. Er ist auch besorgt darüber, dass diese Praxis zu Zwangsehen führt, die in Widerspruch zu 
Artikel 16 des Übereinkommens stehen. Der Ausschuss ist auch besorgt über bestehende Polygamie trotz deren 
gesetzlichen Verbots im Vertragsstaat." (CEDAW, 14. November 2008, S. 4) 
 

Das Forum of Women's NGOs of Kyrgyzstan veröffentlicht 2008 einen Schattenbericht zur 42. Versammlung 
des CEDAW, in dem die Ergebnisse einer Studie von 2008 angeführt sind: 51 Prozent der befragten 
verheirateten Frauen aus zehn verschiedenen Dörfern hätten angegeben, im letzten Jahr gegen ihren Willen zum 
Zweck einer Heirat entführt worden zu sein. Die Regierung habe in ihrem Bericht für CEDAW eingestanden, 
dass das Problem der Brautentführungen bestehe und die Zahlen der Betroffenen gestiegen seien. 
 

In der Kriminalstatistik sei die Zahl der angezeigten Brautentführungen von 15 (2002) auf 27 (2005) gestiegen, 
während die bereits erwähnte Studie gezeigt habe, dass pro Jahr Hunderte junger Frauen gegen ihren Willen 
entführt würden. Die Maßnahmen des Staates seien nicht ausreichend, auch gebe es lediglich eine Telefon-
Hotline, die zu einem Krisenzentrum gehöre, nicht auf Brautentführungen spezialisiert und auf die Zeit eines 
Projekts beschränkt sei: 
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"Die Regierung bestätigte das Problem der Brautentführungen und gibt in ihrem Bericht zu CEDAW an, dass die 
Anzahl der entführten Frauen in den letzten Jahren in Kirgisien gestiegen ist (Artikel 5, Paragraf 98). Jedoch sind 
keine dazu beitragenden Faktoren und die vom Brautraub verursachten Auswirkungen auf Frauen in dem 
staatlichen Bericht erwähnt." (Forum der Frauen-NGOs in Kirgisistan, 2008, S.19) 
 

"Die jüngste Forschung zeigt, dass die Zahl der gegen ihren Willen entführten Frauen nicht rückläufig ist. 51% 
der jungen Frauen in den Dörfern in Kirgistan wurden mittels nicht-einvernehmlicher Entführung im letzten Jahr 
geheiratet. Die Regierung hat laut CEDAW-Bericht keine weiteren Schritte unternommen, um das Problem des 
Brautraubes im Staat zu beseitigen." (Forum der Frauen-NGOs in Kirgisistan, 2008, S. 20) 
 

In Kirgisistan würden laut Bericht des Forum of Women's NGOs of Kyrgyzstan die folgenden Gesetze 
Bestimmungen zu Gewalt gegen Frauen enthalten: das Gesetz über häusliche Gewalt, das Gesetz zur Prävention 
und Bekämpfung von Menschenhandel sowie "Über die Grundlagen der staatlichen Garantien von 
Gleichberechtigung". Diese enthalten Bestimmungen über Gewalt gegen Frauen. Brautentführungen seien per 
Strafgesetzbuch verboten, und die Exekutive habe ihre Verpflichtung, Frauen durch den Beschluss und die 
Anwendung entsprechender Gesetze vor Gewalt zu schützen, teilweise erfüllt. Allerdings würden nicht alle 
Gesetze auch in der Praxis angewendet. 
 

"Leider haben die Strafverfolgungsbehörden und Regierungsvertreter die bestehenden und vielversprechenden 
Gesetze im Alltag nicht umgesetzt. Nicht alle geeigneten Mittel werden 
 

angewendet, um Diskriminierungen zu beseitigen. [...]" (Forum der Frauen-NGOs in Kirgisistan, 2008, S. 23) 
 

Das Forum of Women's NGOs of Kyrgyzstan sieht einige Schwachpunkte im Gesetz über häusliche Gewalt von 
2003, so zum Beispiel die Entfernung des Opfers von Zuhause und die mangelnde Dauer von 
Schutzmaßnahmen. Gewalt in der Familie solle als Straftatbestand in das Strafgesetz aufgenommen werden, und 
der Staat solle gesetzlich dazu verpflichtet werden, den Schutz und die Behandlung von Opfern zu finanzieren. 
Es gebe keine Statistik über häusliche Gewalt, laut NGOs und Human Rights Watch (HRW) nehme sie jedoch 
zu, und gemäß einer Studie des Forum of Women's NGOs of Kyrgyzstan werde das Gesetz über häusliche 
Gewalt unzureichend angewendet. 
 

98 Prozent der befragten Polizisten würden häusliche Gewalt nicht als ernstzunehmendes Verbrechen betrachten, 
und Anzeigen würden häufig mit der Begründung verweigert, dass es nicht genügend Beweise gebe. Es gebe 
auch keine staatlichen oder städtischen Krisenzentren für Betroffene. Auch die Justiz wende das Gesetz über 
häusliche Gewalt nicht in ausreichendem Maß an: 
 

"Das Gesetz sollte auch den Staat verpflichten, die finanzielle Verantwortung für den Schutz und die 
Behandlung der Opfer von häuslicher Gewalt zu tragen. Es besteht die Notwendigkeit, die Gesetze zu 
harmonisieren und es gibt mindestens 14 Rechtsakte, die geändert werden müssen. 
 

Unwirksame Anwendung und Durchsetzung der bestehenden Gesetze und staatliche Aufträge. 
 

Derzeit gibt es keine Statistiken zur häuslichen Gewalt, obwohl die Strafverfolgungsbehörden nach dem Gesetz 
über häusliche Gewalt aus dem Jahr 2003 verpflichtet sind, diese Statistiken zu erstellen. Allerdings berichten 
Kirgisische NGOs sowie eine 2006 Human Rights Watch-Studie im Report "Versagen des Staates zum Thema 
häusliche Gewalt und Entführung von Frauen in Kirgisistan", dass häusliche Gewalt im Land zunimmt. Das 
Forum der Frauen-NRO zur aktuellen Studie "Monitoring von Gewalt gegen Frauen" zeigt mangelnde 
Durchsetzung des Gesetzes über häusliche Gewalt in allen Regionen von Kirgistan im Zeitraum von September 
2006 - Mai 2007." (Forum der Frauen-NGOs in Kirgisistan, 2008, S. 24) 
 

"Nicht zufriedenstellende polizeiliche Leistungsfähigkeit im Umgang mit Gewalt gegen Frauen: Die Rechte der 
Opfer von häuslicher und sexueller Gewalt sind nicht ausreichend geschützt. 
 

In Fällen von häuslicher Gewalt folgen Polizisten nicht den Vorgaben ihres eigenen Ministeriums und nehmen 
Anzeigen über häusliche Gewalt nicht auf. 98% der befragten Polizisten sehen häusliche Gewalt nicht als ernstes 
Verbrechen. Oft weigert sich die Polizei, eine Anzeige entgegen zu nehmen - unter dem Vorwand, dass es nicht 
genügend Beweise für das Verbrechen gebe. Es gibt keinen Staat, keine kommunale Zuständigkeit oder ein 
Krisenzentrum für Opfer häuslicher Gewalt. 
 

Richter bieten keine auf dem Gesetz basierende Gerechtigkeit. Richter wenden CEDAW nicht an und machen 
sehr selten Gebrauch von nationalen Rechtsvorschriften über häusliche Gewalt. So zeigte etwa die Überwachung 
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durch das Forum der Frauen-NGOs in Kirgisistan in einigen Bezirken, dass 2005-2006 63 Fälle häuslicher 
Gewalt bei Gericht einlangten, aber die Gerichte nur 18 Schutzmaßnahmen erließen. In der Periode 2005-2007 
erließen in Kirgisistan Gerichte nicht einmal eine einzige richterliche Anordnung. Viele Richter befassen sich 
nicht mit Fällen von häuslicher Gewalt, ihnen ist dieses Gesetz nicht einmal bekannt." (Forum der Frauen-NGOs 
in Kirgisistan, 2008, S. 25) 
 

(Quelle: ACCORD- Anfragebeantwortung a-7097 vom 08.02.2010) 
 

Human Rights Watch (HRW) erwähnt im Jahresbericht 2010 vom Jänner 2010 unter anderem, dass der UNO-
Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau im November 2008 (CEDAW) weit verbreitete 
häusliche Gewalt festgestellt und die Regierung gebeten habe, innerhalb eines Jahres Informationen über 
Maßnahmen zur Abschaffung von Gewalt gegen Frauen und Brautentführung zu übermitteln. Bis zum 
Berichtszeitpunkt habe die Regierung solche Informationen nicht zur Verfügung gestellt. 
 

(Quelle: ACCORD-Anfragebeantwortung a-7217 vom 10.05.2010 
 

Human Rights Watch (HRW) stellt im Jänner 2009 im World Report zu Kirgisistan fest, dass die kirgisische 
Regierung häusliche Gewalt und Brautentführungen nicht adäquat unterbinde und bestrafe. In einer Anhörung 
des Parlaments zum Gesetz über häusliche Gewalt von 2003 hätten die TeilnehmerInnen fehlende Institutionen, 
ungenügende Ressourcen, mangelhafte Statistiken und inadäquates Training der Exekutive als Faktoren 
angeführt, die die Effektivität des Gesetzes verhindern. 
 

(Quelle: ACCORD-Anfragebeantwortung a-7050 vom 22.12.2009) 
 

Frauenhäuser 
 

Im Menschenrechtsbericht des US Department of State (USDOS) vom Februar 2009 wird darauf hingewiesen, 
dass einige lokale NGOs rechtliche, medizinische und psychologische Hilfe für Opfer von häuslicher Gewalt 
anbieten würden, außerdem eine Telefon-Hotline, Frauenhäuser und Präventionsprogramme. Der Staat habe das 
Haus Sezim mit der Bereitstellung von Büros und finanziell unterstützt: 
 

"Mehrere lokale NROs erbrachten Leistungen für Opfer häuslicher Gewalt, einschließlich rechtlicher, 
medizinischer und psychologischer Hilfe, eine Krisen-Hotline, Unterkünfte, und Präventionsprogramme. 
Organisationen für misshandelte Frauen setzen sich auch für neue Gesetze zur häuslichen Gewalt ein. Die 
Regierung richtete Büros für die Sezim Shelter ein und bezahlt dessen Rechnungen." (USDOS, 25. Februar 
2009, Sec. 5) 
 

Im bereits erwähnten Bericht des Forum of Women's NGOs of Kyrgyzstan von 2008 heißt es, es gebe kein 
staatliches Finanzierungssystem zur Entschädigung von Frauen, die von Gewalt betroffen sind. Frauenhäuser 
und Telefonberatung würden im Allgemeinen von NGOs betrieben. Es gebe landesweit etwa zehn Krisenzentren 
für Frauen und Kinder, die zwar bis zu einen Monat lang kostenlose Hilfe anbieten würden, aber nicht von jedem 
Ort aus zugänglich seien. Von Gewalt betroffene Frauen bekämen an Polizeistationen oder in Konsulaten im 
Ausland kostenlose Rechtsberatung: 
 

"Es gibt kein staatliches Finanzierungssystem zur Entschädigung der Opfer. Heime und Hotlines in Kirgisien 
werden in der Regel von Krisenzentren und Frauen-NRO betrieben. Es gibt etwa zehn Krisenzentren, die 
sofortige Hilfe für Frauen und Kinder, Opfer von häuslicher Gewalt, Vergewaltigung, Menschenhandel sowie 
physischer, psychischer, sexueller und wirtschaftlicher Gewalt anbieten. Allerdings ist den Krisenzentren oft 
unklar, für welche Form der Gewalt sie zuständig sind. Ihre Dienstleistungen werden in der Regel kostenlos zur 
Verfügung gestellt, sind aber nicht im ganzen Land zugänglich. Je nach verfügbaren Mitteln bieten sie 
medizinische, psychologische, soziale und rechtliche Hilfe und Schutz für bis zu einem Monat. Internationale 
Spendengeber dienen als Finanzierungsquellen für Krisenzentren. Der Staat stellt manchmal in Ausnahmefällen 
Sachspenden, wie zum Beispiel eine freie Telefonleitung und Raum zur Verfügung. Opfer von Gewalt können 
kostenlosen Rechtsbeistand bei den Polizeidienststellen oder kostenlose Beratung in den Konsulaten im Ausland 
nutzen. Obwohl der Nationale Aktionsplan zur Gleichstellung der Geschlechter die Entwicklung eines 
Programms zur Arbeit mit Tätern vorsieht, gibt es keine Therapieprogramme für Täter - ob auf einer 
regelmäßigen Basis oder innerhalb eines Projektes. Als gelegentliche Initiativen der Gemeinschaft werden Täter-
Behandlungsprogramme von Frauen-NGOs am Land angeboten." (Forum der Frauen-NGOs in Kirgisistan, 
2008, S. 5) 
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Im Oktober 2008 veröffentlicht Human Rights Watch (HRW) einen Bericht über Gewalt gegen Homo-, Bi- und 
Transsexuelle. In einer Fußnote wird erwähnt, dass zwar jede Regionalhauptstadt Kirgisistans ein Frauenhaus 
haben sollte, diese würden jedoch normalerweise nur über zwei bis drei (in XXXX 12) Betten verfügen. Die 
Rolle des Staates beschränke sich auf die Bereitstellung kostenloser Zimmer mit Ausstattung: 
 

"Jedes regionale kirgisische Zentrum sollte ein Frauenhaus haben, aber jedes Heim hat normalerweise nur zwei 
oder drei Betten. Zum Beispiel stellt das örtliche Frauenhaus in XXXX 12 Betten für eine Bevölkerung von fast 
einer Million zur Verfügung. Dieses Heim bietet Zuflucht für Opfer des Menschenhandels sowie der häuslichen 
Gewalt. Es wird von einer lokalen NGO und von internationalen Organisationen finanziert. Die Aufgabe des 
Staates ist nur auf die kostenlose Bereitstellung von Räumen und Hilfsmittel begrenzt." (HRW, Oktober 2008, S. 
12, FN 27) 
 

Das Integrated Regional Information Network (IRIN) zitiert in einem Beitrag vom März 2007 die Kyrgyz 
Association of Crisis Centres, laut dem sich pro Jahr etwa 5.000 Frauen an die vier Frauenhäuser im Land 
wenden würden. Die Dunkelziffer der von Gewalt betroffenen Frauen sei schätzungsweise zehn- oder gar 
hundertmal höher, es sei jedoch in der kirgisischen Gesellschaft mit Schande verbunden, seinen Mann zu 
verlassen. Das einzige Frauenhaus in XXXX, Sezim, könne nur zehn Frauen gleichzeitig aufnehmen: 
 

"Nach der Kirgisischen Association of Crisis Zentren suchen jährlich etwa 5.000 Frauen, meistens zwischen 16 
und 25 Jahren, die vier Frauenhäuser im Land auf. Weder die Polizei noch Krankenhäuser führen eine Statistik 
über die Opfer von häuslicher Gewalt. Fachleute sagen allerdings, die tatsächlichen Zahlen misshandelter Frauen 
betragen das Zehn- wenn nicht Hundertfache, diese ziehen es vor, zu schweigen. Für eine verheiratete Frau gilt 
es in der traditionellen kirgisischen Gesellschaft als Schande und Schmach, ihren Mann und ihr Heim zu 
verlassen, insbesondere in ländlichen Gebieten. [...] 
 

Das Sezim Frauenhaus ist das einzige in XXXX - mit einer Bevölkerung von rund einer Million - und kann nur 
10 Personen gleichzeitig aufnehmen. Neben Sezim, gibt es nur drei ähnliche Zentren im ganzen Land von 5,2 
Millionen Einwohnern. " (IRIN, 7. März 2007) 
 

(Quelle: ACCORD- Anfragebeantwortung a-7097 vom 08.02.2010) 
 

III. Beweiswürdigung: 
 

Was die Identität beziehungsweise Nationalität betrifft, so ist festzuhalten, dass die ASt. keinerlei kirgisische 
Lichtbildausweise oder sonstige Dokumente zur Bescheinigung ihrer Identität und Nationalität vorlegen konnte. 
Insofern schließt sich der Asylgerichtshof der Beweiswürdigung des Bundesasylamtes an. 
 

Das Vorbringen der Beschwerdeführerin wird wie folgt gewürdigt: 
 

Das Vorbringen eines Asylwerbers ist dann glaubhaft, wenn es vier Grunderfordernisse erfüllt (diesbezüglich ist 
auf die Materialien zum Asylgesetz 1991 [RV270 Blg. Nr. XVIII GP; AB 328 Blg Nr XVIII GP] zu verweisen, 
die wiederum der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes entnommen wurden): 
 

1. Das Vorbringen des Asylwerbers ist genügend substantiiert. Dieses Erfordernis ist insbesondere dann nicht 
erfüllt, wenn der Asylwerber den Sachverhalt sehr vage schildert oder sich auf Gemeinplätze beschränkt, nicht 
aber in der Lage ist, konkrete und detaillierte Angaben über seine Erlebnisse zu machen. 
 

2. Das Vorbringen muss, um als glaubhaft zu gelten, in sich schlüssig sein. Der Asylwerber darf sich nicht in 
wesentlichen Aussagen widersprechen. 
 

3. Das Vorbringen muss plausibel sein, d.h. mit den Tatsachen oder der allgemeinen Erfahrung übereinstimmen. 
Diese Voraussetzung ist u. a. dann nicht erfüllt, wenn die Darlegungen mit den allgemeinen Verhältnissen im 
Heimatland nicht zu vereinbaren sind oder sonst unmöglich erscheinen und 
 

4. der Asylwerber muss persönlich glaubwürdig sein. Das wird dann nicht der Fall sein, wenn sein Vorbringen 
auf gefälschte oder verfälschte Beweismittel abgestützt ist, aber auch dann, wenn er wichtige Tatsachen 
verheimlicht oder bewusst falsch darstellt, im Laufe des Verfahrens das Vorbringen auswechselt oder 
unbegründet einsilbig und verspätet erstattet oder mangelndes Interesse am Verfahrensablauf zeigt und die 
nötige Mitwirkung verweigert. 
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Weiters hat der Verwaltungsgerichtshof in zahlreichen Erkenntnissen betont, wie wichtig der persönliche 
Eindruck ist, den das zur Entscheidung berufene Mitglied der Berufungsbehörde im Rahmen der 
Berufungsverhandlung von dem Berufungswerber gewinnt (siehe z.B. VwGH 24.06.1999, Zl. 98/20/0435 bzw. 
VwGH 20.5.1999, Zl. 98/20/0505). 
 

Wie die vorsitzende Richterin der Beschwerdeführerin bereits in der Verhandlung am 03.05.2011 mitgeteilt 
hatte, ist diese - selbst wenn ihr Vorbringen hinsichtlich der Unterstützung des Oppositionspolitiker Felix Kulov 
der Wahrheit entspricht - nicht aus politischen Gründen gefährdet, da Felix Kulov derzeit Mitglied des 
kirgisischen Parlaments sei, bereits im Jahr 2003 aus dem Gefängnis entlassen worden sei und dass laut dem 
Kirgisischen Radio "Golos Rossii" am 11.03.2011 Kulov das Amt des "Ministerpräsidenten" übernehmen 
könnte. 
 

Die Beschwerdeführerin erweckt in der mündlichen Beschwerdeverhandlung zu ihrem weiteren Vorbringen 
konsequent einen persönlich glaubhaften Eindruck. Sie schilderte ihren Fluchtgrund - den Brautraub, die 
Zwangsheirat, die konsequenten Misshandlungen mit schweren Verletzungsfolgen durch ihren Ehemann sowie 
die von diesem angezettelte Zwangsprostitution - eigenständig und flüssig und beantwortete auch sämtliche ihr 
gestellten Fragen exakt. 
 

Sowohl der Brautraub und die Zwangsehe als auch, dass die Beschwerdeführerin weder von ihrer Familie - im 
Gegenteil, wurde sie von dieser verkauft - und von Freunden nicht unterstützt wurde, ist mit den 
Länderfeststellungen in Einklang zu bringen. 
 

Dass die von ihr behaupteten Vergewaltigungen durch ihren Ehemann, dessen Bruder und dessen Freunden 
schambehaftet ist und deshalb nicht unverzüglich vorgebracht wird, ist ebenfalls nachvollziehbar, zumal sie - 
ebenfalls nicht abwegig - dadurch mit Geschlechtskrankheiten angesteckt wurde und auch Fehlgeburten erlitten 
hatte. 
 

Ebenso mit den Länderfeststellungen in Einklang zu bringen und glaubwürdig vorgebracht, ist die Tatsache, dass 
sie weder von ihrer Familie noch von Freunden in dieser Hinsicht Unterstützung erhalten hat, sowie, dass sie bei 
jeder Flucht von ihm zurückgeholt wurde. 
 

Aus den von der Beschwerdeführerin vorgebrachten Schilderungen entstand ein nachvollziehbares und 
geschlossenes Bild der fluchtauslösenden Vorfälle, zumal die Beschwerdeführerin auch psychische Folgen, die 
bis zu einem Selbstmordversuch und zur Magersucht reichen, zu tragen hat. 
 

Die Beschwerdeführerin hat keine gefälschten oder verfälschten Beweismittel vorgelegt und auch nicht ein 
mangelndes Interesse am Verfahrensablauf gezeigt oder die Mitwirkung verweigert. Der erkennende Senat misst 
dem Fluchtvorbringen insgesamt Glaubwürdigkeit bei. Der vorgebrachte Sachverhalt ist nach einer 
Gesamtabwägung schlüssig und logisch nachvollziehbar sowie mit den allgemeinen Verhältnissen in Kirgisistan 
zu vereinbaren. 
 

IV. Rechtliche Beurteilung: 
 

Gemäß § 61 AsylG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten über Beschwerden gegen Bescheide des 
Bundesasylamtes, soweit nicht etwas anders in § 61 Abs 3 AsylG vorgesehen ist. 
 

Gemäß § 75 Abs. 7 Z 2 AsylG sind beim Unabhängigen Bundesasylsenat am 01.07.2008 anhängige Verfahren in 
denen bis zu diesem Zeitpunkt keine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, vom dem nach der 
Geschäftsverteilung zuständigen Senat des Asylgerichtshof weiterzuführen. 
 

Gemäß § 66 Abs. 4 AVG hat die Berufungsbehörde, sofern die Berufung nicht als unzulässig oder verspätet 
zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch 
hinsichtlich der Begründung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu setzen und den 
angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

Da gegenständlicher Asylantrag am 07.11.2004 gestellt wurde, ist er nach der Rechtslage des AsylG 1997 idF I 
101/2003, unter Beachtung der Übergangsbestimmungen, zu beurteilen, woraus sich die gegenständliche 
Zuständigkeit ergibt. 
 

Gemäß § 7 Asylgesetz 1997 hat die Behörde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewähren, wenn 
glaubhaft ist, dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung (Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer 
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Flüchtlingskonvention) droht und keiner der in Art. 1 Abschnitt C oder F der Genfer Flüchtlingskonvention 
genannten Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt. 
 

Flüchtling ist, wer aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, sich außerhalb seines 
Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des 
Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger Umstände außerhalb des Landes 
seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt 
ist, in dieses Land zurückzukehren. 
 

Die Beschwerdeführerin hat glaubwürdig ausgeführt, dass sie einer Verfolgung durch ihren Gatten (bereits 
erfolgte Zwangsheirat, Zwangsprostitution) ausgesetzt ist. Dieses Vorbringen wurde im Rahmen der 
vorstehenden Beweiswürdigung als glaubhaft erachtet. Sie hat auch glaubwürdig angegeben, dass sie keinerlei 
Unterstützung durch die - offensichtlich patriarchalisch geprägte - Familie, die für die Beschwerdeführerin Geld 
erhalten hat, und Freunde erhält. 
 

In Bezug auf die Asylrelevanz auch nichtstaatlicher Verfolgung kommt es darauf an, ob die staatlichen 
Maßnahmen im Ergebnis dazu führen, dass der Eintritt eines asylrechtlich relevante Intensität erreichenden 
Nachteils aus der von dritter Seite ausgehenden Verfolgung nicht mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu 
erwarten ist (VwGH 21.12.2006, 2003/20/0550). 
 

Dass mit einem Schutz durch die Polizei mit allerhöchster Wahrscheinlichkeit nicht zu rechnen ist (insbesondere 
auch durch die mangelnde Unterstützung ihrer Eltern und Freunde), ergibt sich aus den oben zitierten 
Länderfeststellungen. Insofern kann der Beschwerdeführerin auch nicht vorgeworfen werden, dass sie sich nicht 
an die Polizei gewandt hat. Es ist keinesfalls davon auszugehen, dass ihr Mann davon Abstand nimmt, die 
gesetzten Verfolgungshandlungen zu wiederholen. 
 

Ein Zusammenhang zu den in der Genfer Flüchtlingskonvention taxativ aufgezählten Verfolgungsgründen ergibt 
sich aus der Verfolgung durch ihren Ehemann aufgrund ihrer Flucht. Dieser Sachverhalt lässt eine Subsumption 
unter zwei in der GFK angeführte Fluchtgründe aufgrund der Zugehörigkeit zu zwei sozialen Gruppen - 
Verfolgung wegen der Zugehörigkeit zu einem Geschlecht sowie Verfolgung wegen der Zugehörigkeit zur 
Familie des Verfolgers - zu. 
 

In diesem Zusammenhang wird auf das Erkenntnis des VwGH, Zl. 2008/19/0127 vom 28.08.2009 verwiesen, 
das sich mit einem ähnlichem Fall befasst (siehe auch AsylGH vom 30.10.2009, D3 305888/1-2009): 
 

"Fälle wie der vorliegende stehen - wie der Verwaltungsgerichtshof bereits ausgeführt hat - im Spannungsfeld 
zwischen einer Verfolgung wegen des Geschlechtes oder der Zugehörigkeit zur Familie des Verfolgers (jeweils 
unter dem Gesichtspunkt des Konventionsgrundes der Zugehörigkeit zu einer "sozialen Gruppe") einerseits und 
rein kriminellen, keinem Konventionsgrund zuordenbaren Bedrohungen andererseits (vgl. etwa das hg. 
Erkenntnis vom 31. Jänner 2002, 99/20/0497, mwN). Dass sowohl die Verfolgung wegen des Geschlechts als 
auch wegen der Zugehörigkeit zur sozialen Gruppe "Familie" von Asylrelevanz ist, wurde im Übrigen in der hg. 
Rechtsprechung schon wiederholt klargestellt (vgl. dazu neben dem zitierten Erkenntnis etwa die hg. 
Erkenntnisse vom 19. Dezember 2001, 98/20/0312, vom 16. April 2002, 99/20/0483, vom 15. Mai 2003, 
2001/01/0503, vom 30. November 2004, 2003/01/0504, vom 9. Mai 2006, 2004/01/0455, vom 21. Dezember 
2006, 2003/20/0550, und vom 26. Jänner 2007, 2006/19/0290, mit Hinweis auf die UNHCR-Richtlinie vom 7. 
Mai 2002 zum internationalen Schutz: Geschlechtsspezifische Verfolgung im Zusammenhang mit Art. 1 A (2) 
des Abkommens von 1951 bzw. des Protokolls von 1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge). 
 

Der Grund der Verfolgung der Asylwerberin, einer kirgisischen Staatsangehörigen, durch den früheren Ehemann 
liegt darin, dass dieser die Beendigung der erzwungenen Ehe mit ihm durch die Asylwerberin (unter Mitnahme 
des gemeinsamen Sohnes) nicht hinnehmen und die Asylwerberin deshalb unter Einsatz brutaler Gewalt (bis hin 
zur Vergewaltigung als einem der massivsten Mittel geschlechtlicher Nötigung) zu einem dem Verfolger 
genehmen Verhalten zwingen wollte und will. Der frühere Ehemann betrachtet somit die Asylwerberin (und den 
gemeinsamen Sohn) weiterhin als Teil seiner Familie, hinsichtlich dessen er sich das Recht anmaßt, durch 
Anwendung von (auch geschlechtsspezifischer) Gewalt seinen Willen durchzusetzen. Bei dieser Sachlage sieht 
der Verwaltungsgerichtshof den Grund für die Verfolgung der Asylwerberin in ihrer (früheren) Zugehörigkeit 
zur Familie des Verfolgers, womit schon deshalb ein Konventionsgrund nicht zu verneinen ist." 
 

Der dem gegenständlichen Verfahren zu Grunde liegende Sachverhalt ist mit dem dem VwGH-Judikat zu 
Grunde gelegten Sachverhalt - abgesehen davon, dass das Ehepaar kein gemeinsames Kind hat - ident, weshalb 
der Beschwerde daher Folge zu geben war und der Beschwerdeführerin letztlich Asyl zu gewähren. 


